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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen 
(26. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über die 
Versorgung der Opfer des Krieges 
(Bundesversorgungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 

und 

den Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Probst und 
Genossen betr. Nichtanrechnung von Teuerungszulagen 
bei den Einkommensfreigrenzen des 
Bundesversorgungsgeset zes 

- Nrn. 2485, 2464 der Drucksachen - 


Bcrichter.stattcr : 

Abgeordneter Langer 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungs- 
gesetz) in der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Eundesversorgungsgesetz) vom 20. Dezember 
1950 - Nr. 2485 der Drucksachen - 

und den Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Probst und Ge- 
nossen betr. Nichtanrechnung von Teuerungszulagen bei den 
Einkommensfreigrenzen des Bundesversorgungsgesetzes 
- Nr. 2464 der Drucksachen 
infolge der Beschlußfassung zu 1 abzulehnen. 

Bonn, den 6. Februar 1952 


Der Ausschuß für Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenfragen 

Pohle Langer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 26. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Versorgung der Opfer des Krieges 

(Bundesversorgungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über die Versorgung der Opfer 
des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) vom 
20. Dezember 1950 (Bundesgesetzbl. S. 791) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 33 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende 
Fassung: 

„Ausgleichsrente ist nur insoweit zu 
gewähren, als sie zusammen mit dem 
sonstigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

bei einer Minderung der Erwerbsfähig- 
keit 

um 50 vom Hundert 85 Deutsche Mark, 
um 60 vom Hundert 85 Deutsche Mark, 
um 70 vom Hundert 95 Deutsche Mark, 
um 80 vom Hundert 105 Deutsche Mark, 
um 90 vom Hundert 120 Deutsche Mark, 
bei Erwerbs- 
unfähigkeit 135 Deutsche Mark.“ 


2. In § 41 Absatz 4 wird die Zahl „80“ 
durch die Zahl „85“ ersetzt. 

3. In § 51 Absatz 2 wird ^die Zahl „100“ 
durch die Zahl „120“ und die Zahl „70“ 
durch die Zahl „85“ ersetzt. 


Artikel II 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1952 in Kraft. 

(2) Soweit der Anspruch auf Ausgleichs- 
rente oder Elternrente nach dem Bundes- 
versorgungsgesetz anerkannt ist, erfolgt die 
Neufeststellung von Amts wegen. War der 
Anspruch auf Ausgleichsrente oder Eltern- 
rente wegen der Höhe des sonstigen Ein- 
kommens abgelehnt, so erfolgt die Neufest- 
stellung nur auf Antrag. Wird der Antrag 
bis zum 30. Juni 1952 gestellt, so beginnt 
die Ausgleichs- oder Elternrente mit dem 
1. April 1952, frühestens aber mit dem Mo- 
nat, in dem ihre Voraussetzungen erfüllt 
sind. 



